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Vorwort 

Wer mag das sein? „ . . . wo zwei oder drei... versammelt sind, da bin ich mit-
ten unter ihnen." (Matth. 18, 20). Richtig, die Stasi.... 

Die vorliegende Arbeit wurde von der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der 
Universität zu Köln im Wintersemester 1994/95 als Dissertation angenommen. 

Sie ist den Opfern des MfS gewidmet. 

Da erfahrungsgemäß der Platz eines Vorwortes nicht ausreicht, sich bei all den 
Personen namentlich zu bedanken, ohne deren Unterstützung die Entstehung die-
ser Arbeit kaum möglich gewesen wäre, so möchte ich die Gelegenheit wenigstens 
dazu nutzen, mich „pauschal" - aber ganz herzlich - bei jenen zu bedanken, die in 
Berlin, Bonn, Köln, Grevenbroich und anderswo mir mit Anregungen, Kritik und 
Hinweisen zur Seite standen. 

Grevenbroich, im Januar 1995 Albert  Engel 
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JuS Juristische Schulung (Zeitschrift) 

JZ Juristenzeitung (Zeitschrift) 

K l Arbeitsgebiet 1 der Kriminalpolizei der Volkspolizei 

KG Kammergericht 

KJ Kritische Justiz (Zeitschrift) 

KL-SED Kreisleitung der SED 

KreisG Kreisgericht 

krit. kritisch 

Laba Landesbeauftragte (für die Stasi- Unterlagen) 

LAG Landesarbeitsgericht 

LG Landgericht 

LKV Landes- u. Kommunal Verwaltung (Zeitschrift) 

Ls. Leitsatz 

LT Landtag 

LT-Drucks. Landtagsdrucksache 

MAD Militärischer Abschirmdienst 

MdB Mitglied des Bundestages 

Mdl Ministerium des Inneren (der ehem. DDR) 

MDHS Maunz/Dürig/Herzog/Scholz (s. Lit.) 

MDR Monatsschrift  für Deutsches Recht (Zeitschrift) 

MEW Marx-Engels-Werke 

MfS Ministerium für Staatssicherheit 

m.w.N. mit weiteren Nachweisen 

NJ Neue Justiz (Zeitschrift) 
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NJW Neue Juristische Wochenschrift  (Zeitschrift) 

NStZ Neue Zeitschrift  für Strafrecht  (Zeitschrift) 

Nr. Nummer 

η. v. nicht veröffentlicht 

NVA Nationale Volksarmee (d. ehem. DDR). 

NVwZ Neue Zeitschrift  für Verwaltungsrecht (Zeitschrift) 

NZA Neue Zeitschrift  für Arbeits- und Sozialrecht (Zeitschrift) 

OibE Offizier  im besonderen Einsatz 

o. J. ohne Jahresangabe 

OLG Oberlandesgericht 

o. O. ohne Ortsangabe 

OPK Operativer Personen Kontrollvorgang 

OV Operativer Vorgang 

OVG Oberverwaltungsgericht 

OVGE Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Münster 

PDS Partei des Demokratischen Sozialismus 

PersR Der Personalrat (Zeitschrift) 

PKZ Personenkennzeichen 

Prot. Protokoll 

rd. rund 

Rdnr. Randnummer 

Reg-Ε Regierungsentwurf  (eines StUG) 

RehaG Rehabilitationsgesetz, vom 06. September 1990 (GBl, DDR I, 
S. 1459) 

RGBl. Reichsgesetzblatt 

RGSt Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen 

Rostock s. Unabhängiger Untersuchungsausschuß Rostock (s. Literaturverz.) 

s. siehe 

S. Seite 

SBZ Sowjetische Besatzungszone 

S/D Schmidt/Dörr (s. Literaturverz.) 

SED Sozialistische Einheitspartei Deutschlands 

SED-UnBerG SED-Unrechtsbereinigungsgesetz (1. SED UnBerG, BGBl. 1992, Teil 
I,S. 1814) 

S/H Seifert  / Hömig (s. Literaturverz.) 

SJZ Süddeutsche Juristenzeitung (Zeitschr.) 

SMAD Sowjetische Militäradministration in Deutschland 

sog. sogenannte(n) 
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Sp. Spalte 

SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

Stasi Staatssicherheitsdienst (der ehemaligen DDR) 

StÄG-DDR 6. Strafrechtsänderungsgesetz  der DDR vom 29. 06. 1990; (GBl. 
1990, S. 526ff.) 

StGB Strafgesetzbuch, vom 15. Mai 1871; (RGBl. S. 127), i. d. F. vom 
11. Ol. 1993 (BGBl. 1993 Teil I, S. 50) 

StPO Strafprozeßordnung  vom 1. Februar 1877 (RGBl. S. 253) i. d. F. vom 
11. 01. 1993 (BGBl. 1993 Teil I. S. 50) 

st. Rspr. ständige Rechtsprechung 

StUÄndG (Erstes) Gesetz zur Änderung des StasiUnterlagen-Gesetzes vom 22. 
Febr. 1994 (BGBl. 1994 Teil I. S. 334); Zweites Gesetz zur Ände-
rung des Stasi-Unterlagengesetzes vom ... 1994 (BGBl 1994 Teil I, 
S.1748 

StUG Gesetz über die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemali-
gen Deutschen Demokratischen Republik (Stasi-Unterlagen-Gesetz -
StUG) vom 20. Dezember 1991 (BGBl. I, 1991, S. 2272) 

StUG-E Entwurf des Stasi-Unterlagen-Gesetzes 

StrVert Strafverteidiger  (Zeitschrift) 

Suhl s. Aktiv Staatsicherheit der zeitweiligen Kommission des Bezirkstags 
Suhl für Amtsmißbrauch und Korruption (s. Literaturverz.) 

SVG Sicherungsvorgang 

TV Teilvorgang (innerhalb eines ZOV) 

u. a. unter anderem 

UM; U-Mitarbeiter Unbekannter Mitarbeiter 

VA Verwaltungsakt 

VerwArch Verwaltungsarchiv (Zeitschrift) 

VerjährungsG Verjährungsgesetz 

VG Verwaltungsgericht 

Vgl.; vgl. vergleiche 

VK Volkskammer 

VK-Prot. Volkskammer-(Sitzungs)Protokoll 

Volkskammergesetz/ Gesetz über die Sicherung und Nutzung der personenbezogenen Da-
VolkskammerG ten des ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit / Amtes für Na-

tionale Sicherheit vom 24. August 1990 (GBl. DDR Teil I, S. 1419) 

vorl. vorläufig(e) 

VS Verschlußsache 

VVDStRL Veröffentlichungen  der Vereinigung Deutscher Staatsrechtslehrer 
(Schriftenreihe) 

V-Vorgang Untersuchungsvorgang (MfS; Linie IX) 
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W S Vertrauliche Verschlußsache 

VwGO Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (BGBl. 1960, Teil 
I, S. 17) i. d. F. vom 11. 01. 1993 (BGBl. 1993, Teil I, S. 50) 

VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz  vom 25. Mai 1976 (BGBl. I I I 201-6) 
WRV Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. August 1919 - Weimarer 

Reichsverfassung - (RGBl. 1919, S. 1383). 

Z.B.; ζ. B. zum Beispiel 

ZER Zentrales Einwohperregister (der ehem. DDR) 

Ziff.  Ziffer 

ZIP Zeitschrift  für Wirtschaftsrecht  (Zeitschr.) 

zit. zitiert (als bzw. nach) 

ZK Zentralkomitee (der SED) 

ZOV Zentraler Operativer Vorgang 

ζ. T. zum Teil 

ZRP Zeitschrift  für Rechtspolitik (Zeitschr.) 

ZVOB1. Verordnungsblatt für die sowjetische Besatzungszone 

Z. Zt. ; z. Zt. zur Zeit 





l . T e i l 

Der Untersuchungsgegenstand; 
seine historischen und politischen Wurzeln 

1. Kapitel 

Zur Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung des Umgangs 
mit den Unterlagen des ehemaligen Staatssicherheitsdienstes 

I. Die Ausgangslage 

1. Eine brisante Hinterlassenschaft 

Die Wiedervereinigung Deutschlands ist das bedeutsamste historische Ereignis 
dieser Jahrhunderthälfte  für alle Deutschen. Jedoch wurde diese Vereinigung mit 
so großer Geschwindigkeit vollzogen, daß ein „harmonischer" Beitritt der fünf 
neuen Bundesländer und damit der Untergang der ehemaligen DDR nicht hinrei-
chend politisch und juristisch vorbereitet werden konnte. Der Druck der Öffent-
lichkeit zu einer raschen Wiedervereinigung hat verhindert, daß die ehemalige 
DDR vor ihrem Untergang noch alle ihre Angelegenheiten ordnen konnte. Dafür 
spricht schon der Umstand, daß der Einigungsvertrag1 (EV) im wesentlichen nur 
Vorbehalte für die Rechtsangleichung in den neuen Bundesländern enthält, denen 
sich der gesamtdeutsche Gesetzgeber nach dem Beitritt stellen mußte. Eine dieser 
Hinterlassenschaften des ehemaligen SED-Staates, die im EV nicht abschließend 
gewürdigt wurde, ist aber die wohl menschlich brisanteste. Die Rede ist von dem 
ca. 180 km hohen Aktenstapel2, den das ehemalige Ministerium für Staatssicher-

1 Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik über die Herstellung der Einheit Deutschlands - Einigungsvertrag - vom 31. 08. 
1990, BGBl. 1990 Teil II, S. 885ff. 

2 Die Umfangsangabe stammt aus: BStU-Bericht, S. 5; anders: Staatssekr. Lintner, BT-
Prot. (57. Sitzung), S. 4675 (4720): über 200 km. Anmerkungen aus BT-Prot. betreffen  stets 
die 12. Legislaturperiode; es sei denn, es ist etwas anderes angegeben. Wieder einen anderen 
Umfang gibt an: DER SPIEGEL, Nr. 26, 1991, S. 91; dort „nur" 168 km; vgl. aber auch die 
spätere Korrektur in: DER SPIEGEL Nr. 1/1992, S. 24 (25). Wieder anders: Gauck, S. 11, 
dort insgesamt 180 km. Ähnlich: Hirsch, Baumann-FS, S. 517 (518). Nach den Erläuterun-
gen zu den Anlagen zum EV sind das ca. 8 Mio. Akten. Vgl. BT-Drucks. 11/7811, S. 2. 
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heit/Amt für nationale Sicherheit (MfS/AfNS)  im Zuge seiner rd. 40jährigen Tä-
tigkeit anhäufte, und dessen Inhalt zu einem nicht unerheblichen Teil personenbe-
zogener Natur ist.3 Der Aufarbeitung dieser schwierigen, weil historisch beispiel-
losen „Altlast" ist eine besondere Vereinbarung zur Durchführung  und Auslegung 
des Einigungsvertrages4 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der ehe-
maligen DDR (DV) gewidmet. 

2. Die Durchführungsvereinbaruiig  zum Einigungsvertrag 

In Art. 1 dieser DV werden die Grundzüge dargetan, an denen sich die gesetz-
liche Regelung des gesamtdeutschen Gesetzgebers zu „der Frage der weiteren Vor-
gehensweise hinsichtlich der von dem ehemaligen Staatssicherheitsdienst der 
Deutschen Demokratischen Republik gewonnenen personenbezogenen Informatio-
nen"5 zu orientieren hat. Die wichtigsten dieser Vorgaben lauten: 

- Der gesamtdeutsche Gesetzgeber hat die Grundsätze, die in dem von der Volks-
kammer der ehemaligen DDR am 24. 08. 1990 verabschiedeten Gesetz über die 
Sicherung und Nutzung der personenbezogenen Daten des ehemaligen Ministe-
riums für Staatssicherheit/Amtes für Nationale Sicherheit festgehalten sind, 
umfassend zu berücksichtigen (vgl. Art. 1 Nr. 1 DV). 

- Der gesamtdeutsche Gesetzgeber muß gewährleisten, daß die politische, histori-
sche und juristische Aufarbeitung der Tätigkeit des MfS gewährleistet bleibt 
(vgl. Art. 1 Nr. 2 DV). 

Mötsch, Helmrich-FS, S. 95 (99) spricht bildhaft von einem „Mount Everest aus Papier". 
Nach Gauck, BT-InnenA-Prot. (94. Sitzung), S. 22f. lagern in Berlin - der Zentrale - etwa 80 
km; der Rest verteile sich, so Gauck, auf die 14 Außenstellen. Von dem Gesamtmaterial habe 
er 53 km in geordnetem Zustand übernommen. Der Rest, der ζ. B. gerade in Büros des MfS 
im Gebrauch war, bis die Bürgerkomitees auf den Plan getreten wären, sei entweder system-
atisch „verunordnet" oder zerissen worden. Im Zentralarchiv befänden sich allein 17.200 
Säcke zerrissenen Papiers. 

3 Vgl. Schulze-Fielitz, DVB1. 1991, 893 (901). Danach bestehen die Unterlagen zu einem 
Fünftel (lt. Gauck, S. 11 sind das 6 Mio. Personendossiers) aus personenbezogenen Unterla-
gen. Überwiegend handelt es sich um Sachakten, das heißt ζ. B. Befehle, Weisungen usw. 
Schulze-Fielitz spricht (a. a. O.), soweit es personenbezogene Unterlagen angeht, von der 
„Büchse der Pandora", die, von Ausnahmen abgesehen, geschlossen bleiben sollte. Die Di-
mension des Problems ist aber von politischer Seite zunächst erheblich unterschätzt worden. 
„Man kann ohne jede Not zwei-, dreihundert Studenten in den Semesterferien  einsetzen, die 
unter fachkundiger Leitung das aufarbeiten ... mir kann niemand erzählen, daß man diese 
Akten nicht innerhalb von wenigen Monaten öffnen  kann ..."; Gerster (MdB, Innenaus-
schuß), Bonn Direkt (ZDF) vom 03. 03. 1991. 

4 Vereinbarung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokrati-
schen Republik zur Durchführung  und Auslegung des am 31. 08. 1990 in Berlin unterzeich-
neten Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokrati-
schen Republik über die Herstellung der Einheit Deutschlands - Einigungsvertrag - vom 
18. 09. 1990; BGBl. II, S. 1239. 

5 Vgl. Art. 1 Satz 1 d. Vereinbarung (Fn. 4). 
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- Der gesamtdeutsche Gesetzgeber muß einen angemessenen Ausgleich schaffen 
zwischen der vorgenannten Aufarbeitung, den individuellen Rechten der Betrof-
fenen und dem Schutz des einzelnen vor unbefugter Verwendung seiner persön-
lichen Daten (vgl. Art 1 Nr. 3 DV). 

- Jeder Betroffene  soll ein Auskunftsrecht haben, jedoch unter Wahrung der 
schutzwürdigen Interessen Dritter (vgl. Art. 1 Nr. 6 DV). 

- Die Nutzung der Akten durch die Nachrichtendienste der Bundesrepublik soll 
bis auf unumgängliche Fälle im Rahmen der Strafverfolgung  ausgeschlossen 
sein. Gleiches soll für die Übermittlung von Daten an die Nachrichtendienste 
gelten (vgl. Art. 1 Nr. 8 DV). 

I I . Der gesamtdeutsche Gesetzgeber ist tätig geworden 

Mittlerweile hat der 12. Deutsche Bundestag als erster gesamtdeutscher Gesetz-
geber am 14. 11. 1991 ein entsprechendes Gesetz (StUG) beschlossen,6 welches 
den Umgang mit den Stasi-Akten regeln soll. Ob der Gesetzgeber damit den ge-
nannten Vorgaben der Zusatzvereinbarung zum EV Genüge getan hat oder nicht, 
ist Gegenstand dieser Untersuchung. Bevor diese Frage näher erörtert wird, soll 
zunächst dargestellt werden, welche Überlegungen dem Gesetz vorangegangen 
sind, um dann die historische und politische Dimension des angehäuften Aktenber-
ges zu beleuchten, damit einem unbefangenen Betrachter klar wird, mit welcher 
Skrupellosigkeit sich die ehemalige DDR über ihre „Untertanen" informierte  und 
mit welchem ausgeklügelten Apparat - dem MfS - sie die Menschen kontrollierte. 

2. Kapitel 

Die Vorgeschichte des Stasi-Unterlagen-Gesetzes (StUG) 

I. Die Stasi-Akten rücken ins Blickfeld 

Nach der „stillen Revolution" in Deutschland im Spätsommer/Herbst 1989 und 
dem Zusammenbruch des gesellschaftlichen Systems in der ehemaligen DDR wur-
de die Frage nach der Zukunft der Akten des ehemaligen Staatssicherheitsdienstes 
der DDR akut. Obwohl sich seit Herbst 1989 vor allem Bürgerkomitees in ver-
schiedenen Orten der ehemaligen DDR um eine kontrollierte Auflösung der Staats-
sicherheit bemühten, konnte sich das MfS weitgehend in eigener Regie auflösen. 

6 Gesetz über die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen De-
mokratischen Republik (Stasi-Unterlagen-Gesetz - StUG) vom 20. 12. 1991; BGBl. I 1991 
S. 2272; im folgenden als „StUG" zitiert. 


